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Entwurf 

11. September 2024 

 

    Anordnung von Objektschutzmassnahmen nach WsG/WsV 
Antworten auf häufig gestellte Fragen. (Stand 25.9.2024) 

 

A. Rechtliches  

1. Müssen nur die Neubauten von Trinkwasserfassungen (z. B. Reservoire oder 
Quellwasserwerke) und Abwasserreinigungsanlagen (ARA) neu beurteilt und 
vor Hochwasser geschützt werden oder auch die bestehenden Bauten und 

Anlagen? Müssen diese auch im gelben Gefahrenbereich geprüft werden? 
[Die Frage wurde sinngemäss neu formuliert und mit anderen Webinar-Fra-

gen zusammengefasst] 

Gemeinden ordnen Objektschutzmassnahmen bei Neubauten und wesentli-
chen Umbauten an (§ 34 Abs. 1 des Wassergesetzes (WsG) i.V.m. § 33 
Abs. 1 lit. a und b WsG). Darüber hinaus müssen Hochwassergefahren für 

Trinkwasserfassungen und ARA, die lebenswichtige Infrastrukturanlagen, 
d. h. eigentlich ein Sonderrisikoobjekt darstellen, von Amtes wegen – nach 
Massgabe der Dringlichkeit – gebannt werden (§ 34 Abs. 1 WsG i.V.m. § 33 

Abs. 1 lit. c WsG). 
Fazit: Bei Neubauten von Trinkwasserfassungen und ARA ist immer der Ob-
jektschutz zu gewährleisten. Je nach Dringlichkeit (z. B. Ausfallrisiko Trink-

wasserversorgung) wären geeignete Objektschutzmassnahmen bereits vor 
dem nächsten Bau- bzw. Umbauvorhaben zu prüfen und wenn nötig bei be-
stehenden Bauten und Anlagen umzusetzen. Dies betrifft Trinkwasserfassun-

gen und ARA in allen Gefahrenbereichen (auch gelb und gelb-weiss-schraf-
fiert), da sie im Grundsatz Sonderrisikoobjekte darstellen (vgl. AUGIB-Ar-
beitshilfe 2 bzw. Präsentation Webinar S. 24). 

 
2. Wäre nicht seit 2017 das AWEL in der Pflicht gewesen bei bestehenden sys-

temrelevanten Reservoirs im Gefahrenbereich Massnahmen zu prüfen? 

 
Grundsätzlich sind in erster Linie die Betreiber von Trinkwasseranlagen (nicht 

nur Fassungen) und ARA dafür verantwortlich, dass ihre Anlagen im Hoch-

wassergefahrenbereich über den notwendigen Objektschutz verfügen (im 
Falle von Reservoiren sowie Quellwasserfassungen und Brunnenstuben ist 
festzuhalten, dass diese aus technischen Gründen ohnehin in der Regel 

oberhalb des Siedlungsgebietes erstellt werden, also ausserhalb des kartier-
ten Hochwassergefahrenbereichs). Nach geltendem Recht wird der notwen-
dige Objektschutz von den örtlichen Baubehörden im Einzelfall angeordnet 

und vom Kanton genehmigt (§ 22 Abs. 4 WWG). Das bedeutet, dass bei 
Neu- und wesentlichen Umbauten von Trinkwasserfassungen und ARA je-
weils eine entsprechende Prüfung und Genehmigung durch das AWEL er-

folgt. 
Eine Prüfung dieser Anlagen durch das AWEL findet auch bei der Erneue-
rung der jeweiligen Konzession statt (in der Regel ca. alle 20 Jahre). Bei be-

stehenden ehehaften Wasserrechten (bei welchen naturgemäss keine Kon-
zessionserneuerungen stattfinden), kommt es v.a. im Rahmen der 
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periodischen Anpassungen der Generellen Wasserversorgungsprojekte 
(GWP) ca. alle zehn bis 15 Jahre zu einer Überprüfung. 
Allgemein ist auf die regelmässigen Kontrollen bezüglich der Qualität des 

Trinkwassers (welches den lebensmittelrechtlichen Anforderungen genügen 
muss und von Wasserversorgungen ein Qualitätssicherungssystem mit Ge-
fahrenanalyse verlangt) durch das Kantonale Labor sowie auf dessen Inspek-

tionen der Wasserversorgungen hinzuweisen. 

Zu erwähnen sind zudem die Konzepte für die Trinkwasserversorgung in Not-
lagen, für die bundes- als auch kantonalrechtliche Anforderungen bestehen. 

Diese Konzepte werden jeweils durch den Kanton geprüft und gegebenen-
falls genehmigt. Sie enthalten eine Gefährdungsmatrix, mit der Schwachstel-
len u.a. im Bereich Hochwasserschutz erkannt werden sollen. Je nach Be-

deutung einer Anlage werden bauliche Massnahmen gefordert. 
 

3. Können sie das Blatt zu den Bagatellfällen Objektschutz auf die Schatten-

homepage laden? Jede Gemeinde wird das brauchen. 
Formaljuristisch sieht das Gesetz keine Bagatellfälle vor. Die Prüfung, ob ein 
Bagatellfall im «Hochwassergefahrenbereich / Objektschutz» (Anhang 

Ziff. 1.6.5 BVV) vorliegt, erfolgt im AWEL bzw. in der Gemeinde im Rahmen 
des BVV-Verfahrens. Bei einem Verzicht sind auch die auf dem Merkblatt de-
finierten Grundsätze einzuhalten. Die Erteilung einer Bewilligung bleibt der 

zuständigen Behörde zu jeder Zeit vorbehalten, d. h. die Bauherrschaft hat 
kein Anrecht darauf, dass ihr Gesuch als Bagatellfall behandelt wird. 
Aus diesem Grund wird das Merkblatt nicht öffentlich auf der Homepage zur 

Verfügung gestellt. Das Merkblatt kann aber direkt bei der zuständigen Stelle 
bezogen werden unter karla.andreoli@bd.zh.ch. Hintergrund: Die heutige 
Schattenhomepage wird zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung des WsG/WsV zur 

offiziellen Homepage. 
 
 

4. Im Hinblick auf ein mögliches Rechtsmittelverfahren; wie beurteilt die Ge-
meinde die Verhältnismässigkeit der angeordneten Objektschutzmassnah-
men? 

Gemäss § 33 Abs. 4 WsG ist auf ein gutes Kosten-Nutzen-Verhältnis zu ach-
ten. Im Rahmen des Bauverfahrens ist von der Bauherrschaft der Objekt-
schutznachweis zu führen und geeignete Massnahmen vorzuschlagen bzw. 

zu begründen, warum diese nicht verhältnismässig sind. Anschliessend ist 
dies von der Gemeinde (bei Sonderrisikoobjekten durch den Kanton) zu prü-
fen und entsprechend sind Massnahmen oder deren Verzicht anzuordnen 

(bei Verzicht vgl. Textbausteine 2 bis 7 je nach Einzelfallbeurteilung). 
Im Leitfaden Gebäudeschutz (S. 8) finden sich Angaben, wann der Aufwand 
«verhältnismässig» ist. Die Ermittlung der Verhältnismässigkeit von Gebäu-

deschutzmassnahmen bei Umbauten ist in der AUGIB-Arbeitshilfe Nr. 8 ab-
gebildet und es werden dort Personen- und Sachwertrisiken in der Beurtei-
lung berücksichtigt. Dies entspricht der langjährigen Praxis des Kantons Zü-

rich und sollte u. E. somit auch von den Gerichten akzeptiert werden. 
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5. Nach welcher gesetzlichen Grundlage können die Aufwendungen durch die 
externen Fachbüros weiterverrechnet werden? In dieser kurzen Zeit wird das 
kaum in den Gebührenreglementen zu verankern sein. 

Diese Frage kann nicht pauschal beantwortet werden, da die Gemeinden ei-
gene Grundlagen für die Verrechnung von Gebühren haben. Ob diese ange-
passt werden müssen, ist von den Gemeinden zu prüfen. In der Regel wer-

den die Aufwände von externen Fachbüros nicht voll weiterverrechnet, son-

dern z. B. zum in der Gemeinde üblichen Stundentarif. 
 

6. Bei der «nassen Vorsorge» wird es gewisse Gebäudeschäden geben. Muss 
das nicht mit der GVZ abgesprochen werden? Es wurde erwähnt, dass die 
GVZ im Verfahren nicht involviert ist. 

Die «nasse Vorsorge» als Schutzmassnahme – nicht zu verwechseln mit der 
unkontrollierten Flutung des Gebäudes – ist eine Möglichkeit, das Gebäude 
zu schützen, indem einzelne Gebäudeteile/-bereiche bewusst geflutet wer-

den. Durch diese Flutung werden, in diesem zu begrenzendem Bereich, mini-
male Schäden bewusst in Kauf genommen, weshalb mit weiteren Zusatz-
massnahmen die weitere Ausdehnung des Schadens eingedämmt wird (z. B. 

erhöhte Anordnung von Elektroinstallationen, o. ä.). Die Sicherheit von be-
troffenen Personen und Tieren muss gewährleistet sein. 
Diese Schutzmassnahme ist grundsätzlich gemäss SIA 261/1 anerkannt, und 

Massnahmen wie Aufräumen, Reinigung und Trocknung der betroffenen 
Räume sind über die GVZ versichert (Selbstbehalt Fr. 500). 
Wichtig: Auch die «nasse Vorsorge» mit den erforderlichen Zusatzmassnah-

men sind zwingend im Zusatzformular Nachweis Gebäudeschutzmassnah-
men als Schutzmassnahme zu beschreiben. 
Empfehlung: Bei Unklarheiten bitte Kontakt aufnehmen mit den Prüfingenieu-

ren des Kantons (s. Kontaktdaten) oder dem Naturgefahrenteam GVZ. Es be-
steht die Möglichkeit, spezielle Fragen hierzu im regelmässigen Austausch 
AWEL/GVZ zu behandeln. 

 
7. Wie ist die Umsetzung bzw. Aufsicht über Gemeinden geregelt? Ist das AWEL 

bzw. Baudirektion oder Bezirksrat in der Aufsichtspflicht (Fachkenntnisse Gde. 
vorhanden) und wird dies ggf. geprüft? 

Die Baudirektion bzw. das AWEL haben im Bereich Wasserbau/Objektschutz 
die Aufsicht über die Gemeinden.  
 

8. Können Wasserbauprojekte bei der Beurteilung von Objektschutzmassnah-

men berücksichtigt werden? 
Grundsätzlich gilt bei der Beurteilung der Objektschutzmassnahmen die aktu-
elle Gefährdung gemäss der Gefahrenkarte. Sofern ein Wasserbauprojekt fi-

nanziell und rechtlich gesichert ist und die Inbetriebnahme des Hochwasser-
schutzprojekts innert den kommenden drei Jahren erfolgt, dann kann dessen 
Schutzwirkung bei der Beurteilung von Objektschutzmassnahmen berück-

sichtigt werden.  
 

9. … 
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10. … 

B. Organisatorisches 1. Gibt es eine Empfehlung oder Liste der zertifizierten Prüfstellen/-büros im 

Kanton Zürich? Wer genau kann als Objektschutzgutachter beigezogen wer-
den? Gibt es eine Liste der Befugten? 
Als Objektschutzgutachter wie auch Objektschutzprüfingenieure sind geeig-

nete Fachbüros beizuziehen, die besondere Kenntnisse und Erfahrungen im 

Wasserbau/Objektschutz nachweisen können (vgl. Präsentation Webinar 
S. 17 sowie Merkblatt Anforderungen an die externe Prüfstelle). 

Eine Liste von geeigneten Fachbüros (es gibt keine Befugten im Objekt-
schutz) wird nicht geführt, da der Kanton aus Gründen des freien Wettbe-
werbs keine Empfehlungen aussprechen darf. 

 
2. Sind die Gemeinden aufgrund der Neuerungen verpflichtet, die Massnah-

menplanung zu überarbeiten? 

Mit dem Erlass der Naturgefahrenkarten wurden die jeweiligen Gemeinden 
dazu verpflichtet, eine Massnahmenplanung Naturgefahren (u. a. Hochwas-
ser) zu erstellen und entsprechende Schutzmassnahmen umzusetzen. In den 

Massnahmenplänen werden deshalb z. T. auch Objektschutzmassnahmen 
vorgeschlagen. In der Regel sollte sich aufgrund der neuen Zuständigkeiten 
bei der Beurteilung und Anordnung von Objektschutzmassnahmen nichts an 

allfälligen Aussagen in den bestehenden Massnahmenplanungen ändern, die 
eine Anpassung erfordern würde. 
Zusatzinformation unabhängig vom Thema Objektschutz: Mit dem zukünfti-

gen WsG wird die sogenannte Massnahmenplanung Wasser (Wasserstrate-

gie) auf Stufe Kanton (§ 9 WsG) und auf Stufe Gemeinde (§ 10 WsG) für alle 

den ihnen zugeordneten wasserwirtschaftlichen Aufgaben verpflichtend. 

 
3. Wer übernimmt die Kosten, wenn ein Bach im Siedlungsgebiet, der heute 

eingedolt ist, geöffnet werden muss, um den gelben und blauen Gefahrenbe-

reich bei betroffenen Objekten zu entschärfen? 
Dieses Thema betrifft den Objektschutz und dessen Zuständigkeiten nicht di-
rekt, da eine Bachöffnung in den Bereich Wasserbau, hier Hochwasser-

schutz, fällt (vgl. Präsentation Webinar S. 4). 
Weiterführende Information: Im Kanton Zürich sind nach heutiger und zukünf-

tiger Gesetzgebung die Gemeinden für die Umsetzung des Hochwasser-

schutzes an kommunalen Gewässern zuständig. Die Gemeinden lassen ent-

sprechend zum Schutz der Siedlungsgebiete Hochwasserschutzprojekte er-

arbeiten, welche durch die Baudirektion festgesetzt werden. Sind diese Hoch-

wasserschutzprojekte wirtschaftlich (Kosten-Nutzen-Verhältnis), können die 

Gemeinden finanziell durch Staats- und Bundesbeiträge unterstützt werden. 
 

4. Die Vergabe an ein externes Büro wird voraussichtlich über ein öffentliches 
Submissionsverfahren erfolgen. Es scheint unwahrscheinlich, diese Verfah-
ren inkl. Vertragliches bis Q2/2025 zu leisten. 

Die Vergabe von Aufträgen an externe Büros unterliegt dem Submissions-
recht. Durch die tendenziell eher geringe Anzahl Gesuche für «Bauen im 
Hochwassergefahrenbereich» pro Gemeinde (vgl. Präsentation Webinar 
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S. 15) ist in vielen Gemeinden vermutlich eine «freihändige Vergabe» mög-
lich (Vergabesumme < Fr. 150'000).  
 

5. Es wurde erwähnt, dass in der synoptischen Gefahrenkarte Hochwasser und 
Massenbewegungen thematisiert werden. Sind für die Massenbewegungen 
dieselben Prüfingenieure zuständig wie beim Hochwasserschutz? 

Nein, da dies unterschiedliche Fachpersonen sind. Das Thema Massenbewe-

gung wird in der Regel fachlich von Geologen abgedeckt, was auch bei der 
Erstellung der Gefahrenkarten im Kanton Zürich der Fall ist. Allerdings gibt es 

Fachbüros die mit ihren Mitarbeitenden beide Fachgebiete abdecken können. 
 

6. …. 

 
7. …. 

C. Fachliches 1. Wo finde ich den Zugang zur Naturgefahrenkarte? 
Das Geoinformationssystem GIS befindet sich derzeit im Umbau und es gibt 
zwei Systeme. Der Zugang erfolgt aktuell über: www.maps.zh.ch 

 
2. Inwieweit kann man Objekte überhaupt schützen, wenn Niederschlagsmen-

gen, wie leider aktuell in Österreich, Polen und Tschechien, anfallen? Güter-

abwägung „Siedlungsgebiet/grössere Schutzzone“? 
Antwort in der Live-Aufzeichnung (Time: 1:11:10) von Toni Raschle. 
Ergänzend: Es ist schwierig, hier zu vergleichen, da uns nicht bekannt ist, wie 

diese betroffenen Regionen auf Hochwasserereignisse vorbereitet waren. 
Es ist nicht gesagt, dass das nächste Hochwasser im Kanton Zürich das glei-
che Ausmass hätte, aber ausgeschlossen werden kann es nicht. Der Klima-

wandel zeigt offenkundig, dass diese Ereignisse immer häufiger eintreten. 
Was die Gemeinden im Kanton Zürich beschäftigt sind aber auch lokale 
Starkniederschlags- und Hochwasserereignisse, wie z. B. das Hochwasser 

vom 30. Mai 2018 in Dielsdorf und im Wehntal. Die Jährlichkeit dieses Hoch-
wasserereignisses liegt gemäss Ereignisanalyse zwischen einem 300-jährli-
chen Hochwasserereignis (HQ300) und dem Extremereignis (EHQ). 

Über die Gefahrenkarte werden die Grundlagen erarbeitet, um nach heuti-
gem Wissensstand betreffend Hochwasser (u. a. Hydrologie, Schwachstel-
len, Überflutungsflächen) Aussagen für verschiedene Szenarien (u. a. 

HQ300, EHQ) machen zu können. Um der Gefährdung durch ein HQ300 zu 
begegnen und die Auswirkungen auf das Gebäude zu minimieren, sind ent-
sprechende übergeordnete Massnahmen im Hochwasserverbund umzuset-

zen (vgl. Präsentation Webinar S. 4). Objektschutzmassnahmen sind hierbei 
durch die Bauherrschaft zu erarbeiten. Bei Sonderrisikoobjekten, wie z. B. 
Schulen und Spitälern, ist auch noch das Extremhochwasser (EHQ) zu prü-

fen. Durch einen geeigneten Alarmierungs- und Notfallplan kann für diese Art 
Extremereignisse auch eine Evakuation die geeignete Massnahme sein, da 
ein baulicher Schutz nicht mehr möglich bzw. verhältnismässig ist. Des Wei-

teren ist von Seiten der Planer auch die Bauwerksnorm SIA 261/1 zu berück-
sichtigen, welche die Einwirkungen durch gravitative Naturgefahren abhan-
delt. So versucht man im Kanton Zürich, dieser Naturgefahr Hochwasser zu 

http://www.maps.zh.ch/
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begegnen. 
 

3. … 

 
4. … 

 


